
Änderung der Allgemeinen Verwaltungsvorschriften zur LHO im Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 51 vom 17. Dezember 2025 

Grundmuster 1 zu VVG Nr. 3.1 

(Antrag) 

Das Grundmuster enthält die für die Abwicklung einer Zuwendung erforderlichen Angaben. Im Interesse einer einheit- 

lichen Vordruckgestaltung wurde davon abgesehen, für die Förderung von konsumtiven Ausgaben und Investitionsmaß-

nahmen (vgl. Nummer 2.3 VVG) verschiedene Grundmuster zu entwickeln. Soweit weitergehende Angaben aus  

förderungsspezifischen Gründen notwendig sind, ist das Muster zu ergänzen. Werden Förderrichtlinien (vgl. Nummer 14.2 

VVG) erlassen, sollen ergänzende Angaben zum Antrag (einschließlich Antragsunterlagen) in der Förderrichtlinie näher 

bestimmt werden. 

Anleitungen: 

1 Gliederung des Grundmusters 

1 Antragstellende Person 

2 Maßnahme 

3 Gesamtkosten 

4 Finanzierungsplan 

5 Beantragte Förderung 

6 Begründung 

7 Finanz- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen 

8 Erklärungen 

9 Anlagen 

10 Ergebnis der Antragsprüfung durch die zuständige baufachtechnische Prüfstelle (VVG Nr. 6) 

2 Zum Grundmuster 

Zu Nummer 2 - Maßnahme - 

Kurze, eindeutige Bezeichnung der beabsichtigten Maßnahme; Umfang, Notwendigkeit usw. der Maßnahme sind unter 

Nummer 6 - Begründung - zu klären. 

Zu Nummer 3 - Gesamtkosten - 

Angabe der Gesamtkosten der Maßnahme; die aufgegliederte Berechnung der Ausgaben ist in der dem Antrag beizu-

fügenden Kostenberechnung darzustellen. Art und Umfang der Kostengliederung sind den förderungsspezifischen  

Bedürfnissen anzupassen. 

Zu Nummer 4 - Finanzierungsplan - 

Im Finanzierungsplan sollen - soweit bekannt - regelmäßig nur die zuwendungsfähigen Ausgaben dargestellt werden. 

Soweit der Antragsteller zum Vorsteuerabzug berechtigt ist, soll dies bei der Ermittlung der Ausgaben berücksichtigt 

werden. 

Zu Nummer 9 - Anlagen - 

Da im Grundmuster die in den einzelnen Förderbereichen erforderlichen Antragsunterlagen nicht erschöpfend aufge-

zählt werden können, sind die Angaben nur beispielhaft. Bei Hochbaumaßnahmen sind in den Antrag in jedem Fall die 

in VVG Nr. 6.4 in Verbindung mit den Baufachlichen Ergänzungsbestimmungen zu den VV zu § 44 LHO (EZBau) 

genannten Antragsunterlagen aufzunehmen. 
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_____________________________ 

(Anschrift der Bewilligungsbehörde) 

Antrag auf Gewährung einer Zuwendung 

_____________________________ 

(Betr.:) 

_____________________________ 

(Bezug:) 

1 Antragstellende Person 

Name/Bezeichnung: 

 
 

Anschrift: 

 

Straße/PLZ/Ort/Landkreis: 

Auskunft erteilt: 

 

Name/Tel. (Durchwahl)/E-Mail-Adresse: 

Gemeindekennziffer: 

 
 

Bankverbindung: IBAN: 

BIC:  

Bezeichnung des Kreditinstituts: 

 

Landesplanerische Kennzeichnung:  

 

2 Maßnahme 

Bezeichnung/angesprochener Zuwendungsbereich:  

Durchführungszeitraum: von/bis: 

 

3 Gesamtkosten 

Laut beiliegendem Kostenvoranschlag/ 

beiliegender Kostengliederung/Euro 
 

Beantragte Zuwendung/Euro  
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4 Finanzierungsplan 

 Zeitpunkt der voraussichtlichen Fälligkeit 

(Kassenwirksamkeit) 

20.. 20.. 20.. 

und folgende 

in 1000 Euro 

1 2 3 4 

4.1 Gesamtkosten (Nummer 3)    

4.2 Eigenanteil    

4.3 Leistungen Dritter (ohne öffentliche Förderung)    

4.4 Beantragte/bewilligte öffentliche Förderung 

(ohne Nummer 4.5) durch 
   

4.5 Beantragte Zuwendung 

(Nummern 3 und 5) 
   

 

5 Beantragte Förderung 

Zuwendungsbereich Zuweisung 

Euro 

Darlehen 

Euro 

Schuldendiensthilfen 

Euro 

vom Hundert  

der Gesamtkosten 

1 2 3 4 5 

    

 

 

 

 

 

 

 

Summe:     

 

6 Begründung 

6.1 Zur Notwendigkeit der Maßnahme (unter anderem Raumbedarf, Standort, Konzeption, Ziel, Zusammenhang mit anderen 

Maßnahmen, Maßnahmen desselben Aufgabenbereichs in vorhergehenden oder folgenden Jahren, alternative Möglichkei-

ten, Nutzen) 

 

 

 

6.2 Zur Notwendigkeit der Förderung und zur Finanzierung (unter anderem Eigenmittel, Förderhöhe, Landesinteresse an der 

Maßnahme, alternative Förderungs- und Finanzierungsmöglichkeiten) 

 

 

 

7 Finanz- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen 

(Darstellung der angestrebten Auslastung beziehungsweise des Kostendeckungsgrades, Tragbarkeit der Folgelasten für die an-

tragstellende Person, Folgelasten für die antragstellende Person, Finanzlage der antragstellenden Person usw.) 
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8 Erklärungen 

Die antragstellende Person erklärt, dass 

8.1 mit der Maßnahme noch nicht begonnen wurde und vor Bekanntgabe des Zuwendungsbescheides ohne vorherige Zustim-

mung der Bewilligungsbehörde nicht begonnen wird; als Vorhabenbeginn ist grundsätzlich der Abschluss eines der Ausfüh-

rung zuzurechnenden Lieferungs- oder Leistungsvertrages zu werten, 

8.2 sie im Rahmen dieser Maßnahme zum Vorsteuerabzug 

 nicht berechtigt ist, 

 berechtigt ist und dies bei der Berechnung der Gesamtkosten (Nummer 3) berücksichtigt hat (Preise ohne Umsatzsteuer), 

8.3 die in diesem Antrag (einschließlich Antragsunterlagen) gemachten Angaben vollständig und richtig sind, 

________________________________ 

________________________________ 

 

 

9 Anlagen (zum Beispiel Zuwendungen für Baumaßnahmen) 

- Bau- und/oder Raumprogramm 

- Vollständige Entwurfszeichnungen sowie Auszug aus Flurkarte und Lageplan 

- Erläuterungsbericht mit genauer Beschreibung der Baumaßnahme und Ausführungsart sowie der Beschaffenheit des Bau-

grundes 

- Bericht über den Stand der bauaufsichtlichen und sonst erforderlichen Genehmigungen, die - soweit bereits vorhanden - 

beizufügen sind 

- Kostenberechnung, aufgegliedert in Kostengruppen nach DIN 277 oder Wohn- und Nutzflächenberechnung nach DIN 283 

- Angabe der vorgesehenen Vergabeverfahren 

- Bauzeitplan 

- Vergleichsberechnungen für Anschaffungs- oder Herstellungskosten und in besonders begründeten Fällen eine Wirtschaft-

lichkeits- und Folgekostenberechnung. 

 

____________________ ___________________________________ 

(Ort/Datum)  (Rechtsverbindliche Unterschrift) 

 

10 Ergebnis der Antragsprüfung durch die zuständige baufachtechnische Prüfstelle (VVG Nr. 6) 

1. Nach Prüfung der dem Antrag beigefügten Pläne, Erläuterungen, Kostenberechnungen und sonstigen Unterlagen wird fest-

gestellt, dass die Baumaßnahme den baulichen Anforderungen und hinsichtlich der Planung und Konstruktion den Grunds-

ätzen der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit - nicht - entspricht. 

Die baufachliche Stellungnahme wurde beigefügt. 

2. für die Durchführung der Baumaßnahme hat die antragstellende Person folgende Kosten veranschlagt: 

________________ Euro 

3. Aufgrund der Prüfung wird folgender Betrag als angemessen erachtet: 

________________ Euro 

 

____________________ ___________________________________ 

(Ort/Datum)  (Rechtsverbindliche Unterschrift) 

 


